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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

Tagesordnung I Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 27.06.2006

Vorlage Nr. 06-F-01-0039

Neuer Verwaltungsstandort Mainzer Straße / Beratungsgremien
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 20.06.2006 -
Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, dafür Sorge zu tragen, dass die Vertreter der Fraktionen der 
Stadtverordnetenversammlung in beiden Beratergremien („Architektur“ und 
„Wirtschaftlichkeit“) angemessen vertreten sind. Den Fraktionsvertretern müssen zudem 
sämtliche Unterlagen zugänglich gemacht werden. 

Außerdem hat der Magistrat darauf zu achten, dass sämtliche wirtschaftliche Aspekte des 
Projekts „Zentraler Verwaltungsstandort Mainzer Straße“ in den zuständigen Ausschüssen 
der Stadtverordnetenversammlung (Finanzen, Wirtschaft, Beschäftigung sowie Bau, 
Planung und Verkehr) bekannt gemacht und diskutiert werden.

Beschluss Nr. 0068
 
Der Antrag der SPD-Fraktion vom 20.6.2006 ist durch die Aussprache in der heutigen Sitzung 
erledigt. 

  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2006
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2006
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Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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